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Aufhebung der Besuchsrechtsbeistandschaft
Sachverhalt

Gemäss nachfolgendem Sachverhalt beantragt der Kv die Aufhebung der Beistandschaft (308 Abs. 1 u. 2 ZGB):
Meine Anfrage:
a) Die Erziehungsbeistandschaft wird auf jeden Fall belassen. 
b) Ist es im Interesse der Kinder, wenn die Besuchsrechtsbeistandschaft aufgehoben wird?

Es ist noch zu erwähnen, dass die Zusammenarbeit mit dem Kv sehr, sehr schwierig ist, bzw. momentan nicht stattfinden kann. (Erfahrungswerte der letzten Beistandschaften).
1. Am 01.03.2005 errichtete die VB eine Beistandschaft für die drei Kinder L, geb. 13.02.1993, A. geb. 15.05.1994 und R., geb. 19.03.1998. Der KV hatte um Errichtung der Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB nach erfolgter Scheidung geboten, weil die Mutter in psychische Krise hatte und sich in der Klinik aufhielt. Der Vater nahm die Mädchen vorübergehend bei sich auf. 


2. Das im Scheidungsurteil festgelegte Besuchsrecht wäre 2 Wochenende im Monat und zwei Wochen Ferien, 2006 gab es sehr wenig Besuchskontakte, seit Februar 2007 mehr oder weniger 1 – 2 im Monat, seit Herbst fast keine Kontakte mehr. Im 2007 eine einzige Übernachtung und nie gemeinsame Ferien mit dem Vater. Die Mädchen möchten einen regelmässigen Kontakt zum Vater, aber lieber ohne Beisein seiner jetzigen Ehefrau. Die Kinder leiden unter der jetzigen Situation, der Vater hat sich auch über die Feiertage nicht gemeldet.


3. Die Problematik in der Beziehung zwischen den Eltern der drei Kinder liegt wahrscheinlich in einem nicht abgeschlossenen Paarkonflikt. Der (wieder verheiratete) Vater kommt mit den beiden Familien an seine finanziellen Grenzen. Andererseits erklären die bisherigen Beistände, dass die Zusammenarbeit mit dem Vater sehr schwierig sei und nur über E-Mail erfolge.


4. Der im Errichtungsbeschluss der VB an die Beiständin formulierte Auftrag lautet wie folgt:

a. die Mutter und den Vater in ihrer Sorge um die Kinder mit Rat und Tat zu unterstützten, 
b. die Unterbringung, Pflege, Erziehung und Betreuung der Kinder zu überwachen und ihre diesbezüglichen Interessen zu wahren und zu vertreten, 
c. die Gesprächsbereitschaft zwischen den Eltern hinsichtlich Erziehungsfragen zu fördern, 
d. das Besuchsrecht des Vaters bzw. der Mutter in geeigneter Weise zu überwachen und zwischen den Eltern zu vermitteln und nötigenfalls die Modalitäten des Besuchsrechts im Rahmen der richterlichen Besuchsordnung für die Eltern verbindlich festzulegen.

5. Herr x beantragte am 22. November 2007 die Aufhebung der Beistandschaft allein mit der Begründung, dass die Beistandschaft auch mit den zwei bisherigen Beiständen nichts gebracht hätte. Am 26. November 2007 wurde der Kindsvater darauf aufmerksam gemacht, dass gemäss Schlussbericht von Frau y, Beiständin, es ungünstig sei, die Beistandschaft im jetzigen Zeitpunkt aufzuheben. Zudem wurde Herr x gebeten, im Interesse der Kinder seinen Antrag zurückzuziehen. In seiner Antwort vom 28. November 2007 lehnte Herr x die Ernennung von Frau y als Beiständin ab und bekräftigte seinen Antrag betreffend Aufhebung der Beistandschaft. 

6. Die Kindsmutter wurde am 9. Januar 2008 betreffend Aufhebung der Beistandschaft angehört. Sie will die Aufrechterhaltung der Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB. Der Kindsvater wurde mit Datum vom 20. Dezember 2007 ebenfalls auf den 9. Januar 2008 eingeladen. Mit Schreiben vom 27. Dezember 2007 teilte der Kindsvater mit, dass er seinen Standpunkt bezüglich Beistandschaft und Besuchsrecht klar dargelegt habe und auch daran festhalte. Er sei an einer Anhörung nicht interessiert und werde nicht teilnehmen. Er lehne jede weitere Zusammenarbeit mit der Behörde ab. Die Kinder seien alt genug, um den Weg zu ihm zu finden.

7. Die 3 Töchter wurden am 16. Januar 2008 angehört. Zusammengefasst kann festgehalten werden, dass alle drei Mädchen mehr Kontakt zu ihrem Vater und sich weiterhin eine Beiständin wünschen. Die Mutter steht den Kontakten zum Vater positiv gegenüber.
Erwägungen

1. Sinn und Zweck des persönlichen Verkehrs liegt auf Seiten des Besuchsberechtigten darin, am Leben der Kinder teilzunehmen, mit ihnen vertraut zu bleiben und einen Teil der Erziehungsverantwortung wahrnehmen zu können (Art. 5, 9 Abs. 3, 18 UN-KRK). Für das Kind bedeutet persönlicher Verkehr mit dem Nichtobhutsberechtigten, dass es diesen existenziell erleben, seine eigene Identität und Herkunft verstehen und dem andersgeschlechtlichen Elternteil als Vertrauensperson begegnen kann. Für den obhutsberechtigten Elternteil bedeutet das Besuchs- und Ferienrecht eine Entlastung von Aufgaben und Verantwort, aber auch die Gewährleistung, dass die Kinder vom andern Elternteil ein wahres Bild erhalten können (C. Hegnauer, Vormundschaftsbehörde und persönlicher Verkehr, Ein Überblick, ZVW 1998 S. 170; ders. Berner Kommentar, N 17-25 zu Art. 273 ZGB).

2. Die in einem Urteil oder einer Verfügung festgehaltene Regelung des persönlichen Verkehrs bildet lediglich den äusseren Rahmen. Ihre Realisierung ist dagegen von einem Mindestmass an Einsicht und gutem Willen abhängig, den die Beteiligten (Mutter, Vater, Kinder) aufbringen müssen. Die Besuchsrechtsbeiständin kann ihnen dabei helfen, sie kann ihr Verhalten aber nicht vertreten und Fehlverhalten auch nicht vermeiden. Ob Eltern verheiratet sind oder nicht ändert nichts an ihrer Verpflichtung, gemeinsam alles zu unternehmen, um dem Kind eine gute Zukunft zu ermöglichen und es in seinem persönlichen Fortkommen nach Kräften zu unterstützen. Dazu gehört die Pflicht zu gegenseitigem Beistand, zu Rücksicht und Achtung (Art. 272 ZGB). Sie haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum andern Elternteil beeinträchtigt oder die Aufgabe der erziehenden Person erschwert (Art. 274 Abs. 1 ZGB). Für den Besuchsberechtigten bedeutet überdies die Besuchsrechtsordnung ein Pflichtrecht, das nicht nach Belieben ausgeübt oder ausgelassen werden kann (BGE 120 Ia 375; BK Hegnauer, N 57 f. zu Art. 273; ders. Grundriss des Kindesrechts, 19.05). Als Pflichtrecht bindet es auch den Besuchberechtigten, weil seine verlässliche Einhaltung für die Kinder vertrauens- und damit persönlichkeitsbildend ist und auch Wertschätzung und Verbundenheit zum Ausdruck bringt.

3. Eine vormundschaftliche Massnahme ist aufzuheben, wenn ihr Zweck erfüllt ist, aber auch, wenn sie keine adäquate Antwort auf eine gegebene Problemsituation darstellt. Im einen wie im andern Fall wäre eine Fortsetzung unverhältnismässig, weil unnötig beziehungsweise nicht zweckangemessen. Im vorliegenden Fall verhält es sich so, dass die Beiständin einen stattlichen Strauss von Aufgaben zugewiesen erhalten hat, welche offensichtlich durch die gesundheitliche Situation der Mutter bedingt gewesen sind und von dieser als Entlastung empfunden wurden. Der Vater als Nichtinhaber der elterlichen Sorge ist von dieser Unterstützungsarbeit nur teilweise und nur indirekt betroffen, weshalb seinem Gesuch, das nicht weiter begründet ist, nicht entsprochen werden kann:
a. die Unterstützung von Mutter und Vater in ihrer Sorge um die Kinder mit Rat und Tat wird von der Mutter als Sorgeinhaberin nicht in Frage gestellt,

b. die Überwachung der Unterbringung, Pflege, Erziehung und Betreuung der Kinder und ihre diesbezüglichen Interessenwahrung und –vertretung dürfte an Aktualität verloren haben oder gar gegenstandslos geworden sein, müsste aber mit der Mutter jeweilen aus Anlass des Rechenschaftsberichts besprochen werden mit der Konsequenz, dass der Aufgabenkatalog der Beiständin angepasst (d.h. reduziert) werden kann. Mit dem Gesuch des Vaters ist dies aber nicht zu koppeln, weil der Vater diesbezüglich keine Begründungen liefert,

c. die Gesprächsbereitschaft zwischen den Eltern hinsichtlich Erziehungsfragen zu fördern scheint nach wie vor aktuell,

a. das Besuchsrecht des Vaters bzw. der Mutter in geeigneter Weise zu überwachen und zwischen den Eltern zu vermitteln und nötigenfalls die Modalitäten des Besuchsrechts im Rahmen der richterlichen Besuchsordnung für die Eltern verbindlich festzulegen scheint nach wie vor aktuell.

4. Aus der Haltung des Vaters scheint eine gewisse Verbitterung zu sprechen. Einerseits verweigert er den Dialog, andererseits fasst er das Besuchsrecht der Kinder als „Holschuld“ der Kinder auf („wissen ja den Weg zu mir“), was mit Sinn und Zweck der Beziehungspflege allerdings nicht in Einklang zu bringen ist. Vieles spricht dafür, dass die Beiständin dieses anspruchsvolle Mandat als methodische Herausforderung verstehen sollte und mit den Kindern sowie der Kindsmutter Wege diskutiert, wie der Kontakt zum Vater genährt und gestärkt werden kann. Vielleicht wäre es sogar zu empfehlen, dass sich die Beiständin einmal direkt zum Vater begibt, ihm in einem gut vorbereiteten Gespräch die Anliegen seiner Kinder übermittelt und mit ihm bespricht, wo seine Enttäuschungen geboren wurden und was er von seinen Kindern und der Beiständin erwartet. Ob dieser Schritt während des laufenden Gesuchsverfahrens oder erst nach Abweisung des Gesuchs unternommen werden soll, scheint mir eine methodische Frage, welche ohne bessere Kenntnis des Dossiers und der bisherigen Betreuungsarbeit der Beistände nicht zu beantworten ist.

5. Damit lässt sich Ihre Anfrage wie folgt beantworten:

Ist es im Interesse der Kinder, wenn die Besuchsrechtsbeistandschaft aufgehoben wird?

Grund und Inhalt des beistandschaftlichen Auftrages sprechen gegen eine Aufhebung der Besuchsrechtsbeistandschaft. Wenn nicht mit dem Vater, so könnte mit Sicherheit mit den Kindern und der Mutter an der Frage gearbeitet werden, wie der Besuch zum Vater intensiviert werden kann. Die Kinder haben dazu möglicherweise konkrete Vorstellungen, welche dem Vater in geeigneter Weise zu übermitteln sind. Wenn die Kinder beispielsweise die Anwesenheit der Schwiegermutter ablehnen, müsste mit ihnen sicher auch das Recht des Vaters auf eine neue Partnerschaft besprochen werden und diesbezüglich ein Weg gesucht werden. Dass diese Familie fachliche Unterstützung braucht, scheint mir aber zweifellos der Fall zu sein.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Januar 2008
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